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// Im Blickpunkth

Vor dem Hintergrund massiv sinkender Besch�ftigungszahlen in der EU (vgl. PM der EU-Kommission vom 23.11.2009) ist zu

vermuten, dass Arbeitnehmer alles tun, um einen Arbeitsplatz zu bekommen. Dabei l�sst der eine oder andere Arbeitgeber

seine Bewerber durchaus auch mal zur Ader. Neben einigen gesetzlichen Verpflichtungen zur Durchf�hrung von Bluttests

besteht manchmal jedoch nur das Interesse an der Verhinderung von zu erwartenden Krankheitsausf�llen und Regressan-

spr�chen. Dieser Handhabe sind jedoch Grenzen gesetzt, wie Byers in seinem Standpunkt darlegt. Dabei beinhalten nicht nur

das BDSG und das AGG entsprechende Schranken, sondern auch das bald anwendbare GenDG (vgl.Wiese, BB 2009, 2198).

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
vonDr. PhilippByers, RA

bei RPRichter&Partner,

M�nchen

Bluttests bei Stellenbewerbern

In vielen Unternehmen – wie z. B. bei Daim-

ler oder Springer – wurden Bluttests bei

Stellenbewerbern durchgef�hrt. Die Zul�s-

sigkeit solcher Untersuchungen l�sst sich

nicht einheitlich beantworten. Der Arbeitge-

ber ist berechtigt, vor der Einstellung Ge-

sundheitsuntersuchungen zu verlangen. Ge-

sundheitschecks dienen dem Arbeitgeber

zur Erf�llung seiner F�rsorgepflichten. Es soll

festgestellt werden, ob der Bewerber ge-

sundheitlich den Anforderungen des Ar-

beitsplatzes gen�gt und keinen Risiken aus-

gesetzt wird. F�r bestimmte Personengrup-

pen – wie bei j�ngeren Arbeitnehmern oder

Chemiearbeitern – ist eine Einstellungsunter-

suchung sogar gesetzlich vorgeschrieben.

Gesundheitschecks k�nnen aber nicht belie-

big angeordnet werden. Eine Blutprobe ohne

Einwilligung des Bewerbers ist unzul�ssig. Die

zwangsweise Durchsetzung eines Bluttests

stellt eine strafbare K�rperverletzung dar, da

in das Recht auf k�rperliche Unversehrtheit

eingegriffen wird. Eine Blutentnahme ist nur

dann rechtm�ßig, wenn sie erforderlich ist,

um die gesundheitliche Eignung des Bewer-

bers f�r die Stelle festzustellen. Eine Blutprobe

kann bei einem Lackierer erforderlich sein, um

einen Allergietest durchzuf�hren. Bei einem

Chirurgen ist ein Bluttest notwendig, um Pa-

tienten vor ansteckenden Krankheiten zu

sch�tzen.

Durch Blutproben d�rfen keine Informatio-

nen ermittelt werden, f�r die kein Fragerecht

im Bewerbungsverfahren besteht. Es ist un-

zul�ssig, Schwangerschaften oder f�r das Ar-

beitsverh�ltnis unerhebliche Krankheiten fest-

zustellen. Die Untersuchungsergebnisse un-

terliegen der �rztlichen Schweigepflicht. Dem

Arbeitgeber darf nur mitgeteilt werden, ob

der Bewerber gesundheitlich f�r die Stelle ge-

eignet ist. Aus Gr�nden der Verh�ltnism�ßig-

keit sollten Gesundheitsuntersuchungen erst

dann vorgenommen werden, wenn dem Be-

werber eine konkrete Stelle angebotenwurde.

Entscheidungen
BAG: Wirksame Vertretung bei Abschluss

eines Firmentarifvertrages

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

18.11.2009 – 4 AZR 491/08 – wie folgt: Der Ab-

schluss eines Firmentarifvertrages in Vertretung

f�r einen anderen Arbeitgeber setzt neben der

Bevollm�chtigung zur Abgabe der Willenserkl�-

rung voraus, dass der Vertreter erkennbar im Na-

men des Vertretenen gehandelt hat. Neben der

ausdr�cklichen Nennung als Tarifvertragspartei

kann sich dies auch aus den Umst�nden erge-

ben. Erforderlich ist dann ein gleichwertiger Grad

an Klarheit und Eindeutigkeit, wer Tarifvertrags-

partei ist. Auch insoweit muss das Schriftformer-

fordernis des § 1 Abs. 2 TVG gewahrt sein. Die

Angabe des Geltungsbereichs im Tarifvertrag al-

lein reicht nicht aus.
(BAG PM vom 18.11.2009)

BAG: Freizeitausgleich f�r

Bereitschaftsdienst

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

19.11.2009 – 6 AZR 622/08 – wie folgt: Leisten

Besch�ftigte in einem Krankenhaus eines kom-

munalen Arbeitgebers Bereitschaftsdienst, steht

ihnen nach dem Tarifvertrag f�r den �ffentlichen

Dienst f�r den Dienstleistungsbereich Kranken-

h�user im Bereich der Vereinigung der kommu-

nalen Arbeitgeberverb�nde (TV�D-K) Bereit-

schaftsdienstentgelt zu. Anstelle der Auszahlung

dieses Entgelts kann der Bereitschaftsdienst bei

�rztinnen und �rzten bis zum Ende des dritten

Kalendermonats durch entsprechende Freizeit

abgegolten werden. Bei anderen Besch�ftigten

ist die Abgeltung nach der tariflichen Regelung

nur zul�ssig, wenn ein Freizeitausgleich zur Ein-

haltung der Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes

erforderlich oder in einer Betriebs- oder Dienst-

vereinbarung geregelt ist oder der Besch�ftigte

dem Freizeitausgleich zustimmt.
(BAG PM vom 19.11.2009)

BAG: Arbeitszeit – Versp�tungen im

Busbetrieb

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

19.11.2009 – 6 AZR 374/08 – wie folgt: Nach den

einschl�gigen Arbeitsschutzregelungen ist unter

einer Lenkzeitunterbrechung ein Zeitraum zu

verstehen, in dem der Fahrzeugf�hrer keine

Fahrt�tigkeit verrichtet und auch keine anderen

Arbeiten auszuf�hren hat. Bei verkehrsbedingter

versp�teter Ankunft eines Busses an der Halte-

stelle, an der die Lenkzeitunterbrechung einge-

plant ist, verschiebt sich deshalb die in die Ar-

beitszeit eingerechnete Lenkzeitunterbrechung

um die Dauer der Versp�tung.
(BAG PM vom 19.11.2009)

LAG Berlin-Brandenburg: Gegenl�ufige

betriebliche �bung bei Altf�llen

Das LAG entschied in seinem Urteil vom 9.9.2009

– 15 Sa 797/09 – wie folgt: Es kann offen bleiben,

ob unter Vertrauensgesichtspunkten zugunsten

des Arbeitgebers f�r sog. Altf�lle anzunehmen

ist, dass f�r vor dem 1.1.2002 vereinbarte Ar-

beitsvertr�ge nicht die Beschr�nkungen nach

§ 308 Nr. 5 BGB zu gelten haben, so dass eine ge-

genl�ufige betriebliche �bung grunds�tzlich

m�glich ist. In einem solchen Fall muss der Ar-

beitgeber die Arbeitnehmer bei Verweigerung

der Leistung unter Einr�umung einer angemes-

senen Frist darauf hinweisen, dass ihr (dreimali-

ges) Schweigen als Zustimmung zu einer Ab�n-

derung des Arbeitsvertrages gewertet wird.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2645-1

unterwww.betriebs-berater.de

St�ndige Mitarbeiter im Arbeitsrecht: Prof. Dr. Burkhard Boemke, Leipzig; RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; RA Dr. Wolfgang Lipinski, M�nchen;
Prof. Dr. Dr. h. c. Manfred L�wisch, Freiburg i. Br.; RA Dr. Oliver Simon, Stuttgart; RA Dr. Stefan Simon, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Gregor Th�sing, Bonn

Die Woche im Arbeitsrecht

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               1 / 1

http://www.tcpdf.org

